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BEKANNTMACHUNGEN

Förderrichtlinie der Behörde  
für Schule, Familie und Berufsbildung 
(BSFB) – Förderung der Hamburger 

Eltern-Kind-Zentren
Ausgangslage

Grundlage für die Förderung ist die Mitteilung des 
Senats an die Hamburgische Bürgerschaft zu 
Eltern-Kind-Zentren (EKiZ) gemäß Drucksache 18/5929, 
in der das Rahmenkonzept der EKiZ festgelegt ist. Die kon-
zeptionelle Ausrichtung und die Arbeit der EKiZ werden 
den Entwicklungen der Stadt regelmäßig angepasst und 
entsprechend weiterentwickelt. Die Finanzierung erfolgt 
über Zuwendungen. Eine Evaluation im Jahr 2009, die Ein-
führung eines verbindlichen Qualitätskonzeptes im Jahr 
2015 sowie eine Evaluation im Jahr 2019 sind Stationen 
dieser Weiterentwicklung und in dieser Förderrichtlinie 
berücksichtigt.

1.	 Förderziele, Zuwendungszweck

1.1	 Förderziele

Der Zugang zu EKiZ ist niedrigschwellig. Die Einrich-
tungen fungieren als qualifizierter Treffpunkt für Fami-
lien mit kleinen Kindern im Sozialraum. Den Besuche-
rinnen und Besuchern werden aktivierende, familien-
fördernde und aufklärende Angebote unterbreitet. 
EKiZ sind an Einrichtungen der Kindertagesbetreu-
ung angegliedert und schaffen für Besucherinnen und 

Besucher Berührungspunkte mit der Kindertagesbe-
treuung sowie mit weiteren Angeboten im Sozialraum.
Die Zielgruppen der EKiZ sind (werdende) Familien 
mit noch nicht eingeschulten Kindern, insbesondere
–	 sozial benachteiligte und isoliert lebende Familien, 

die die Unterstützungsangebote im Stadtteil oftmals 
nicht kennen,

–	 Eltern mit Kindern, die noch nicht in einer Kita 
betreut werden,

–	 Familien mit Migrationshintergrund sowie aktuel-
len oder in der Vergangenheit liegenden Fluchter-
fahrungen,

–	 Familien in Wohnunterkünften,
–	 Schwangere und sehr junge Mütter bis Anfang 20, 

die sich schwertun, Unterstützungsangebote zu nut-
zen.

Die Angebote von EKiZ stehen grundsätzlich auch 
Eltern offen, deren Kinder bereits in einer Kita betreut 
werden.
Die Arbeit der EKiZ fördert die Entwicklung der Kin-
der durch Spiel- und Bildungsanregungen und die 
Heranführung an das Kita-Regelangebot durch erste 
Gruppenerfahrungen. Die EKiZ-Fachkräfte organisie-
ren und fördern verbindliche Kooperationsangebote, 
von denen die Besucherinnen und Besucher profitie-
ren: Die elterliche Erziehungskompetenz soll durch 
Vor-Ort-Aktivitäten im EKiZ in Kooperation mit wei-
teren Einrichtungen der Familien- und Gesundheits-
förderung im Sozialraum (z. B. Elternschulen, Erzie-
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hungsberatungsstellen, Familienteams, Mütterbera-
tung) sowie sonstigen an den Bedarfen der Familien 
orientierten Unterstützungs- und Beratungsangeboten 
(z. B. Jugendamt/Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD), 
Schuldnerberatungsstellen, Träger von Sprach- und 
Integrationskursen) gestärkt werden. Zudem erfahren 
Familien in Krisensituationen Unterstützung durch 
Angebote anderer Träger, mit denen die EKiZ-Fach-
kräfte Besucherinnen und Besucher zielgerichtet ver-
netzen.

Beschäftigte von EKiZ haben sehr gute Kenntnisse von 
den Lebenslagen der Familien im Sozialraum. Davon 
ausgehend sind in EKiZ gezielt Formen der Ansprache 
zu entwickeln und Netzwerke zu knüpfen, um die Ziel-
gruppen zu erreichen und zu motivieren, die EKiZ-An-
gebote in Anspruch zu nehmen.

Insbesondere Familien mit Migrationshintergrund 
sowie aktuellen oder in der Vergangenheit liegenden 
Fluchterfahrungen sind durch eine auf ihre jeweilige 
kulturelle Herkunft ausgerichtete Ansprache an die 
Angebote des EKiZ heranzuführen, so dass Tendenzen 
sozialer Isolierung frühzeitig entgegengewirkt wird.

EKiZ an Wohnunterkünften

Hierzu gehören EKiZ, die direkt an Wohnunterkünf-
ten betrieben werden und mehrheitlich Personen aus 
Wohnunterkünften begleiten.

Hamburg hat eine Vielzahl von Familien mit Flucht-
hintergrund aufgenommen, wovon ein großer Teil der-
zeit in Wohnunterkünften der öffentlich-rechtlichen 
Unterbringung lebt. Familien in Wohnunterkünften 
befinden sich häufig in herausfordernden Lebenslagen. 
Die Arbeit der EKiZ an Wohnunterkünften fördert 
und stärkt die gleichberechtigte soziale Teilhabe der 
Familien vor Ort. Die EKiZ an Wohnunterkünften 
schaffen neben ihren Kernangeboten auch zielgrup-
penspezifische Angebote, um die soziale Integration 
der Familien zu unterstützen. Für die EKiZ an Wohn-
unterkünften gilt: Die Einrichtungen bewerben ihre 
Angebote bei den Familien der Wohnunterkunft, Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren, beispielsweise bei 
ehrenamtlich Tätigen und dem Sozialmanagement der 
Wohnunterkünfte. Die EKiZ arbeiten mit themenspe-
zifischen Kooperationspartnern zusammen. Es werden 
beispielsweise Veranstaltungen oder integrationsför-
dernde Angebote rund um Themen organisiert und 
bekanntgemacht, die beim Ankommen in dieser Stadt 
und in den Jahren danach wichtig sind. Dies können 
beispielsweise Themen sein wie Sprache, Arbeit, Woh-
nen oder Aufenthaltsstatus. Das Erwerben von offizi
ellen Sprachzertifikaten ist im EKiZ nicht vorgesehen. 
Familien in Wohnunterkünften lernen zudem durch 
das EKiZ ihren Stadtteil und Hamburg, lokale Unter-
stützungsangebote sowie Familien außerhalb der Wohn
unterkunft kennen. Integrationsfördernde EKiZ-An-
gebote sind als Brückenangebote in die klassische 
EKiZ-Arbeit ausgerichtet. Spezifische Angebote, die 
die soziale Integration stützen, sind nach Möglichkeit 
deshalb mit Kernthemen der EKiZ-Arbeit verknüpft.

Bei der Gestaltung der EKiZ-Öffnungszeiten sind die 
Zeitstrukturen von Familien in Wohnunterkünften zu 
berücksichtigen, beispielsweise weil sich Sprach- und 
Integrationskurse gegebenenfalls mit gängigen 
EKiZ-Öffnungszeiten überschneiden können.

Schwangere und sehr junge Mütter

Für Schwangere und sehr junge Mütter im Alter bis 
Anfang 20, die sich schwertun, Unterstützungsange-
bote zu nutzen, sind spezielle Formen der Ansprache 

zu entwickeln, um sie in die Beratung und Förderakti-
vitäten des EKiZ einzubeziehen. Die EKiZ arbeiten 
mit themenspezifischen Kooperationspartnern zusam-
men, um Schwangeren und sehr jungen Müttern ziel-
gruppenspezifische Angebote unterbreiten zu können.

1.2	 Zuwendungszweck

Die Förderziele sind durch den nachfolgend genannten 
Leistungsumfang zu erreichen:

1.2.1	 Der Betrieb des EKiZ ist ganzjährig, mit Aus-
nahme einer an die Kita angepassten Schließung 
von maximal vier Wochen, sicherzustellen. Die 
wöchentliche Öffnungszeit des EKiZ beträgt 12 
Stunden an drei oder vier Wochentagen.

1.2.2	 Die Betreuung und Leitung in den EKiZ erfolgt 
durch pädagogische Fachkräfte nach Maßgabe 
des § 3 des Landesrahmenvertrages „Kinderbe-
treuung in Tageseinrichtungen“ (LRV).

1.2.3	 Ein EKiZ mit Standardausstattung für Leitung 
und Beratung muss mindestens eine Leitungs-
kraft und eine Erstkraft im Sinne des § 3 Absatz 3 
LRV einsetzen.

1.2.4	 Folgende Anforderungen sind bei der Umset-
zung der EKiZ-Arbeit im Rahmen der Öffnungs-
zeiten für Besucherinnen und Besucher zu befol-
gen:

a)	 Ein im Zuge der Öffnungszeiten durchgehend 
zugänglicher Eltern-Kind-Club als offener 
Treffpunkt für Eltern und Kinder ist vorzu-
halten. Der Zugang ist niederschwellig und 
ohne formale Hürden sicherzustellen,

b)	 zielgruppengerechte Spiel- und Lernstunden 
für Kinder sind anzubieten,

c)	 zielgruppengerechte Angebote für Eltern und 
Kinder, die die Kommunikation zwischen 
und mit den Eltern fördern, sind vorzuhalten,

d)	zielgruppengerechte Bildungs- und Bera-
tungsangebote, die auf die Bedürfnisse der 
Besucherinnen und Besucher zielen, sind vor-
zuhalten,

e)	 zielgruppengerechte Kooperationen mit Insti-
tutionen und familienunterstützenden Stellen 
sind aufzubauen und in die EKiZ-Arbeit ein-
zubringen.

	 Zu e):

	 Bei Bekanntwerden akuter oder drohender Kin-
deswohlgefährdung ist die Rahmenvereinbarung 
zum Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
gemäß §§ 8a Absatz 4 und 72a Absätze 2 und 4 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) zu 
beachten und das Kinderschutzkonzept des Trä-
gers für die angeschlossene Kita, worin u. a. Ver-
fahrensregeln zur Information des ASD enthal-
ten sind. Vor dem Hintergrund der Anforderun-
gen von § 8 a SGB VIII ist sicherzustellen, dass 
den EKiZ-Fachkräften bei Hinweisen auf Kin-
deswohlgefährdung die örtlich zuständige inso-
weit erfahrene Fachkraft bekannt ist. Entspre-
chende Nachweise sind im Sachbericht zu erbrin-
gen. Die EKiZ-Fachkräfte arbeiten auch fallun-
abhängig mit dem örtlich zuständigen ASD 
zusammen. Eine fallunabhängige Zusammenar-
beit meint beispielsweise den regelhaften Aus-
tausch zur gegenseitigen Kenntnis der zuständi-
gen Personen und Aufgaben, die Entwicklung 
von gemeinsamen Besprechungs- und Angebots-
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formaten nach Bedarf, die Zusammenarbeit in 
Arbeitskreisen, usw. Die Zusammenarbeit ist mit 
dem örtlich zuständigen ASD individuell auszu-
gestalten und im Sachbericht darzustellen.

	 Details können den Vorlagen zum Sachbericht 
entnommen werden, die der für EKiZ zuständige 
Fachbereich der BSFB den EKiZ-Trägern zur 
Verfügung stellt.

	 EKiZ-Fachkräfte informieren sich fortlaufend 
über relevante Angebote im Sozialraum und 
suchen den Austausch mit Institutionen und Trä-
gern, die für die EKiZ-Zielgruppen relevant sind 
und somit für Kooperationen und Vernetzungen 
mit dem EKiZ infrage kommen. Bei Kooperatio-
nen sind Kooperationsvereinbarungen zu schlie-
ßen.

	 Die EKiZ-Angebote sind darauf auszurichten, 
die Selbsthilfekompetenz der (werdenden) Eltern 
zu aktivieren und den Verselbständigungsprozess 
von Nutzerinnen und Nutzern bzw. -gruppen 
durch geeignete Maßnahmen zu fördern.

	 Außer für das Mittagessen werden keine Beiträge 
erhoben, um die Niedrigschwelligkeit des Ange-
bots zu wahren. Für ein Mittagessen kann grund-
sätzlich ein Beitrag bis zu 3,50 Euro erhoben 
werden.

	 EKiZ-Fachkräfte arbeiten nachgehend, wenn 
Familien mit Unterstützungsbedarf, die den 
Kontakt zum EKiZ bereits gefunden hatten, 
plötzlich wegbleiben. Je nach Fallkonstellation 
werden für die nachgehende Arbeit versierte 
Fachkräfte eingesetzt oder sie wird von der 
EKiZ-Leitung übernommen.

1.2.5	 Zielzahlen und leistungsgebundene Förderstufen
	 Wenn Personen das EKiZ mehrmals die Woche 

besuchen, werden sie bei jedem Besuch gezählt.
	 Die Maßnahme wird als erfolgreich eingestuft, 

wenn das EKiZ mindestens
–	 1560 Besuche von Kindern im Alter von 0 

Jahren bis zur Einschulung (im Rahmen der 
Regelöffnungszeit von 12 Wochenstunden)

–	 sowie 520 Besuche von (werdenden) Elterntei-
len in Elternbildungs- und Beratungsangebo-
ten erhält

–	 und regelhaft mit drei Kooperationspartnern 
zusammenarbeitet.

	 Details können den Vorlagen zum Berichtswesen 
entnommen werden, die der für EKiZ zuständige 
Fachbereich der BSFB den EKiZ-Trägern zur 
Verfügung stellt.

	 Die BSFB ordnet für ein neues Förderjahr die 
EKiZ auf Basis der erreichten Kontaktzahlen des 
Vorjahres einer der drei folgenden Förderstufen 
zu. EKiZ können sowohl einer höheren als auch 
einer niedrigeren Förderstufe zugeteilt werden 
oder in der Stufe des Vorjahres verbleiben. Die 
Häufigkeit der Kontakte wird von  Oktober des 
Förderjahres bis einschließlich  September des 
Folgejahres gezählt.
a)	 1. Stufe: Grundausstattung
	 EKiZ, die neu gefördert werden, beginnen 

grundsätzlich mit der Förderstufe Grundaus-
stattung. Mit einer Grundausstattung werden 
auch EKiZ gefördert, die kurzfristig (vgl. 
1.2.6) weniger Besuche (Kinder oder Eltern) 

erhalten oder mit weniger Kooperationspart-
nern zusammenarbeiten, als in den in 1.2.5 
genannten Mindestanforderungen genannt 
sind.

b)	2. Stufe: Standardausstattung bei dauerhafter 
Inanspruchnahme des EKiZ

	 Einen Aufschlag von zwei Personalwochen-
stunden für Leitung und Beratung erhalten 
EKiZ, die jährlich die in 1.2.5 genannten Ziel-
zahlen erreichen. Die personelle Besseraus-
stattung wird erstmalig gewährt, wenn im Jahr 
nach der Eröffnung die Zielzahlen nach 1.2.5 
erreicht werden.

c)	 3. Stufe: Aufschlag von 25 % auf die Standard-
ausstattung bei einer hohen Inanspruchnahme 
des EKiZ unter verbesserten räumlichen Vor-
aussetzungen

	 Um einen Aufschlag von 25 % auf die Stan-
dardausstattung zu erhalten, sind vom EKiZ 
folgende Kriterien zu erfüllen: das EKiZ 
erhält jährlich mindestens

	 – �Besuche von 2340 Kindern im Alter von 0 
Jahren bis zur Einschulung (im Rahmen der 
Regelöffnungszeit von 12 Wochenstunden)

	 – �sowie 728 Besuche von Elternteilen in 
Elternbildungs- und Beratungsangeboten

	 – �und arbeitet regelhaft mit mindestens drei 
Kooperationspartnern zusammen.

	 Die Raumgröße für den Eltern-Kind-Club soll 
in der 3. Stufe mindestens 60 Quadratmeter 
betragen.

1.2.6	 Beendigung der Maßnahme beim Unterschreiten 
der Zielzahlen oder der fachlichen Standards

	 Die Maßnahme wird als nicht erfolgreich einge-
stuft, wenn ein EKiZ jährlich weniger als
–	 1560 Besuche von Kindern im Alter von 0 

Jahren bis zur Einschulung (im Rahmen der 
Regelöffnungszeit von 12 Wochenstunden)

–	 oder 520 Besuche von (werdenden) Elterntei-
len in Elternbildungs- und Beratungsangebo-
ten erhalten hat

–	 oder weniger als drei Kooperationspartner, die 
regelhaft Angebote vorhalten, eingebunden 
hat.

	 Der für EKiZ zuständige Fachbereich der BSFB 
behält sich vor, die EKiZ-Förderung einzustel-
len, wenn fachliche Standards (siehe 1.2.4 a) 
bis e)) in der EKiZ-Arbeit nicht erfüllt werden.

	 EKiZ an Wohnunterkünften (siehe 1.1) können 
davon abweichend in Absprache mit der BSFB 
standortbezogene Zielzahlen vereinbaren, um 
wohnunterkunftsbezogene Besonderheiten zu 
berücksichtigen.

	 EKiZ haben, wenn abzusehen ist, dass Zielzahlen 
nicht erreicht werden, Kontakt mit der BSFB 
aufzunehmen, um gemeinsam mit dieser in einen 
Dialog zur Überprüfung der Angebote und gege-
benenfalls zur Einleitung von Maßnahmen zu 
treten.
a)	 Unterschreiten einer Zielzahl
	 Bei Einrichtungen, die 1 ½ Jahre nach 

Betriebsbeginn sowie bei etablierten Einrich-
tungen, die in zwei aufeinanderfolgenden 
jährlichen Auswertungszeiträumen eine der in 
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Abschnitt 1.2.5 genannten Zielzahlen zur 
Mindestanforderung unterschreiten, wird die 
Zuwendung bis zum 30. Juni des darauffolgen-
den Jahres befristet und die Förderung bei 
anhaltender geringer Inanspruchnahme been-
det.

b)	Unterschreiten von zwei Zielzahlen

	 Werden in zwei aufeinanderfolgenden jährli-
chen Auswertungszeiträumen zwei der in 
Abschnitt 1.2.5 genannten Zielzahlen zur 
Mindestanforderung unterschritten, wird die 
Zuwendung bis zum 30. Juni des darauffolgen-
den Jahres befristet und die Förderung been-
det.

1.2.7	 Räumliche Anforderungen zum Betrieb eines 
EKiZ

	 Eltern-Kind-Club/Büro- bzw. Besprechungs-
raum/Küche oder Küchenzeile:

–	 Raum für den Eltern-Kind-Club mit mindes-
tens 40 m² (60 m² für dritte Förderstufe),

–	 Büro- bzw. Besprechungsraum mit mindes-
tens 12 m²,

–	 haushaltsüblich ausgestattete Küche oder 
Küchenzeile integriert in den Eltern-Kind-
Club.

	 Sanitärräume:

	 Grundsätzlich sind mindestens zwei WCs im 
EKiZ wie folgt vorzuhalten:

–	 ein Erwachsenen-WC mit Handwaschbecken, 
zur Nutzung durch Eltern, Kooperationspart-
ner sowie Honorarkräfte bzw. EKiZ-Kräfte, 
die nicht in der angeschlossenen Kita arbei-
ten,

–	 ein Kinder-WC mit Handwaschbecken und 
Wickeltisch.

	 • �In Rücksprache mit dem für EKiZ zuständi-
gen Fachbereich der BSFB kann statt einer 
Kinder-Toilette ein normales WC mit Hand-
waschbecken zur Nutzung durch Eltern und 
Kinder installiert werden, beispielsweise 
wenn das EKiZ mehrheitlich von Familien 
mit Kindern im Krippenalter besucht wird.

	  �Für die WC-Nutzung von Kindern im Ele-
mentaralter ist ein Aufsatz für Kinder zur 
Verfügung zu stellen. Es ist darauf zu achten, 
dass Kinder im Elementaralter WC und 
Handwaschbecken eigenständig nutzen 
können (Podest- bzw. Trittlösungen o. Ä.). 
Der EKiZ-Träger erklärt Eltern und Kin-
dern, wie die Hilfsmittel zu nutzen sind, 
wenn kein Kinder-WC vorhanden ist.

	  �Wenn kein separates Personal-WC mit Hand-
waschbecken im EKiZ zur Verfügung steht, 
nutzen EKiZ-Mitarbeitende, die auch in der 
Kita tätig sind, das Personal-WC der Kita.

–	 Unabhängig von den verfügbaren WCs ist eine 
Wickelmöglichkeit vorzuhalten.

	 Garderobe/Kinderwagenabstellplatz/Eingang:

–	 ausreichende Garderobenfläche außerhalb des 
Eltern-Kind-Clubs,

–	 Kinderwagenabstellplatz im Eingangsbereich,

–	 ebenerdig und durch separaten Eingang 
erreichbar.

	 Sonstige Pflichten des Trägers:

	 Abweichungen von den genannten räumlichen 
Anforderungen bedürfen einer Genehmigung des 
für EKiZ zuständigen Fachbereichs der BSFB. 
Der Träger ist in der Pflicht, die BSFB auf Abwei-
chungen von den genannten räumlichen Anfor-
derungen aufmerksam zu machen.

	 Die EKiZ-Räumlichkeiten sind streng von den 
Räumlichkeiten der Kita zu trennen. Kitafremde 
Personen (Eltern, Kooperationspartner, Honorar-
kräfte bzw. EKiZ-Kräfte, die nicht in der ange-
schlossenen Kita tätig sind) dürfen keine 
Kita-Räumlichkeiten (auch nicht das WC oder 
die Küche) nutzen. Der für EKiZ zuständige 
Fachbereich der BSFB behält sich vor, die 
EKiZ-Förderung einzustellen, wenn die Tren-
nung zwischen EKiZ und Kita nicht gegeben ist.

2.	 Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende sind Träger von Kinderta-
geseinrichtungen, die in der Freien und Hansestadt 
Hamburg an von der BSFB ausgewählten Standorten 
in Hamburg tätig sind. Es wird von der BSFB bedarfs-
gerecht entschieden, wo neue EKiZ gefördert werden. 
Hieraus definiert sich der Kreis der möglichen Zuwen-
dungsempfangenden. Die genannten Anforderungen 
sind zu erfüllen. Sollte die Überprüfung eines geförder-
ten Standorts ergeben, dass kein Bedarf mehr vorliegt, 
wird die Förderung eingestellt.

2.1	 Bedarfsplanung/Auswahl der EKiZ-Standorte für eine 
Förderung

Aktuell geförderte EKiZ, die die Kriterien nach 1.2.5 
erfüllen, werden grundsätzlich in der Bedarfsplanung 
der nächsten Förderperiode berücksichtigt, sofern 
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen und keine fach-
lichen Gründe dagegensprechen. 

Sind darüber hinaus zusätzliche Mittel für die Förde-
rung von EKiZ verfügbar, findet eine Bedarfsplanung 
statt, um Standorte für eine Förderung zu priorisieren 
und auszuwählen. Die BSFB prüft gemeinsam mit den 
Bezirksämtern, in welchen Hamburger Stadtteilen 
Bedarfe für EKiZ vorliegen. Folgende Schritte liegen 
der Bedarfsplanung zugrunde:

a)	 Erstellung einer quantitativen Auswertung durch 
die BSFB

	 Für die Ermittlung der Bedarfsgebiete für poten-
zielle Standorte von EKiZ wertet die BSFB spätes-
tens im vierten Quartal eines Jahres die Betreuungs-
quoten in den Hamburger Stadtteilen sowie den 
jeweiligen Anteil der Kitas mit sozial benachteilig-
ten Familien in den Stadtteilen aus.

	 Die relevante Betreuungsquote wird ermittelt, 
indem die BSFB Hamburg weit auswertet, in wel-
chen Stadtteilen Betreuungsquoten (getrennt nach 
Krippen- und Elementarkindern) unter dem Ham-
burger Durchschnitt liegen.

	 Zur Ermittlung der Kitas mit sozial benachteiligten 
Familien wertet die BSFB im vierten Quartal eines 
jeden Jahres Hamburg weit aus, in welchen Stadttei-
len der Anteil der in den Leistungsarten Krippe 6 
bis 12 Stunden, Elementar 6 bis 12 Stunden und 
Eingliederungshilfe 8 bis 12 Stunden geförderten 
Kinder, für die kein Familieneigenanteil gemäß 
Familieneigenanteilsverordnung erhoben wird, 
über dem jeweiligem Hamburger Jahresdurch-
schnitt liegt.
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b)	 Abstimmung mit den örtlich zuständigen Be-
zirksämtern

	 Spätestens im vierten Quartal eines Jahres stimmt 
die BSFB die nach a) infrage kommenden Stadtteile 
mit den örtlich zuständigen Bezirksämtern ab, um 
abzugleichen, ob ein Bedarf an zusätzlichen sozial-
räumlichen Angeboten für Familien mit Kindern 
bis zum Eintritt in die Schulpflicht vorhanden ist. 
BSFB und örtlich zuständige Bezirksämter erstellen 
eine begründete Rangfolge potenzieller neuer 
EKiZ-Standorte. Die Entscheidung über die Ham-
burg weite Rangfolge liegt bei der BSFB.

c)	 Einleitung eines Interessenbekundungsverfahrens 
durch die BSFB

	 Grundsätzlich werden nach a) und b) ermittelte 
potenzielle EKiZ-Standorte, deren Förderung 
infrage kommt, von der BSFB über ein Interessen-
bekundungsverfahren bekannt gegeben, um poten-
zielle Kita-Träger aufzufordern, sich für die Umset-
zung des Angebotes zu bewerben.

	 Die erste Bedarfsplanung nach dem genannten Ver-
fahren wird unterjährig für das Folgejahr erstellt, 
sofern zusätzliche Mittel für die Förderung von 
EKiZ verfügbar sind.

	 Ausnahmeregelung:

	 In begründeten Einzelfällen (beispielsweise bei 
besonderen Bedarfen in einem Stadtteil wie die Ent-
stehung einer Unterkunft für Geflüchtete) kann die 
BSFB von den genannten Vorgaben abweichen und 
zusätzliche EKiZ-Standorte auch außerhalb der 
oben beschriebenen Bedarfsplanung in die Förde-
rung aufnehmen.

3.	 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert die EKiZ 
nach Maßgabe dieser Richtlinie, der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) und den Verwaltungsvorschriften zu 
§ 46 LHO, insbesondere die Allgemeinen Nebenbe-

stimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) und die Baufachlichen Nebenbestimmun-
gen (NBest-Bau) und das Zehnte Buch Sozialgesetz-
buch (SGB X), soweit nicht in dieser Förderrichtlinie 
Abweichungen bestimmt worden sind.

Voraussetzung für eine Zuwendung ist eine ordnungs-
gemäße Geschäftsführung des oder der Zuwendungs-
empfangenden. Die bestimmungsgemäße Verwendung 
der Zuwendung ist zu gewährleisten und nachzuwei-
sen.

Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwen-
dung oder auf die Fortsetzung einer bereits geförderten 
Maßnahme wird durch diese Förderrichtlinie nicht 
begründet. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe-
hörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
unter Berücksichtigung der fachlichen Schwerpunkt-
setzungen sowie im Rahmen der verfügbaren Finanz-
mittel.

Zuwendungen dürfen nur für solche Vorhaben bewil-
ligt werden, die noch nicht begonnen worden sind. Ein 
Vorhaben ist begonnen, wenn entsprechende Liefe-
rungs- oder Leistungsverträge abgeschlossen sind.

4.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

4.1	 Zuwendungsart

Die Zuwendung wird zur Förderung eines EKiZ als 
Projektförderung gewährt.

4.2	 Finanzierungsart

Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung 
gewährt.

4.3	 Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als zweckgebundener, nicht rück-
zahlbarer Zuschuss gewährt.

4.4	 Bemessungsgrundlage

	 Die unter Punkt 1.2.5 genannten Leistungen werden 
wie folgt über eine jährliche Zuwendung gefördert:

Ausstattung
Personalwochenstunden 

Leitung und Beratung  
(gemäß § 3 Absatz 2 LRV) 

Personalwochenstunden  
Erziehungspersonal (Erstkraft 

gemäß § 3 Absatz 3 LRV)
Sachkostenpauschale

Grundausstattung 8 19,2 *

Standardausstattung 10 19,2 *

Aufschlag von 25 % auf 
die Standardausstattung 12,5 24 *

* Die Höhe der Pauschalen (Personal- und Sachkosten) werden grundsätzlich vor Beginn des Förderjahres festgelegt.

Die Kostensätze berechnen sich auf der Basis des Lan-
desrahmenrahmenvertrags. Es werden zwei Pauschalen 
gewährt, eine Personalkosten- und eine Sachkosten-
pauschale. Die Personalkostenpauschale umfasst Lei-
tung und Erstkraft. Für die Sachkostenpauschale gilt 
bei der Grund- und Standardausstattung jeweils der 
gleiche Ansatz. Bei der Besserausstattung erfolgt gegen-
über der Standardausstattung eine Erweiterung um 
25 %.

Sollte das einzustellende Personal nicht über die Fach-
kraftqualifikation gemäß Landesrahmenvertrag „Kin-
derbetreuung in Tageseinrichtungen“ (LRV) verfügen, 
muss der Träger bei dem für EKiZ zuständigen Fachbe-
reich der BSFB einen Antrag auf Ausnahme stellen. 
Die BSFB behält sich vor, Unterlagen zur Feststellung 
der Qualifikation beim EKiZ-Träger abzufordern. 19,2 
Erziehungswochenstunden (Erstkraft) sowie 10 Perso-

nalwochenstunden für Leitung und Beratung sind vor-
zuhalten.

Ein EKiZ mit verbesserter Ausstattung um 25 % muss 
mindestens eine Leitungskraft und eine Erstkraft ein-
setzen. 24 Erziehungswochenstunden (Erstkraft) und 
12,50 Personalwochenstunden für Leitung und Bera-
tung sind vorzuhalten.

Auf Basis der Deckungsfähigkeit zwischen Personal- 
und Sachkosten können darüber hinaus zusätzliche 
Personalwochenstunden im Rahmen der Sachkosten-
pauschale finanziert werden. Bei zusätzlichen Personal-
einstellungen über die bewilligten Wochenstunden 
hinaus ist im Vorwege eine Zustimmung des für EKiZ 
zuständigen Fachbereichs der BSFB einzuholen.

Neue EKiZ können einmalig eine Anlauffinanzierung 
von bis zu 30 000,– Euro beantragen. Es handelt sich 
dabei um eine Fehlbedarfsfinanzierung. Diese Mittel 
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können für den Umbau oder/und die Erstausstattung 
der Räume genutzt werden. Die vorzeitige Einstellung 
von Personal kann ebenfalls darüber finanziert werden.

5.	 Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid/
Erfolgskontrolle

5.1	 Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid

Die oder der Zuwendungsempfangende ist verpflichtet, 
in seiner Öffentlichkeitsarbeit auf die Förderung durch 
die Freie und Hansestadt Hamburg hinzuweisen. Das 
Logo der Freien und Hansestadt Hamburg soll in 
Abstimmung mit der BSFB auf allen Publikationen 
verwendet werden.

Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die aus den im 
Zusammenhang mit dem Vorhaben eingereichten 
Unterlagen ersichtlichen Daten auf Datenträger zu 
speichern und zu verarbeiten. Zulässig ist auch eine 
Auswertung für Zwecke der Statistik und der Prüfung 
über die Wirksamkeit des Projekts sowie eine Veröf-
fentlichung der Auswertungsergebnisse in anonymi-
sierter Form.

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Wahrnehmung 
parlamentarischer Aufgaben Daten der Zuwendung 
nach § 7 Absatz 1 der Datenschutzordnung der Ham-
burgischen Bürgerschaft in Bürgerschaftsdrucksachen 
veröffentlicht werden können und dass Zuwendungs-
daten auf Grund des Hamburgischen Transparenzge-
setzes in elektronischer Form im Informationsregister 
veröffentlicht werden. Personenbezogene Daten wer-
den bei der Bezeichnung des Zuwendungszwecks nur 
genannt, sofern sie nicht aus Datenschutzgründen zu 
anonymisieren sind. Bürgerschaftsdrucksachen werden 
auch im Internet veröffentlicht.

Neben diesen Regelungen und den Allgemeinen 
Nebenbestimmungen zur Projektförderung sind wei-
tere Regelungen im Rahmen des Zuwendungsbeschei-
des zulässig (siehe dazu auch Ziffer 6.5).

Der Träger ist in puncto Zugang und Evaluation ver-
pflichtet, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
BSFB, die den Projektalltag persönlich in Augenschein 
nehmen möchten, Zugang zu den Räumlichkeiten des 
EKiZ zu gewähren. Die BSFB behält sich vor, die 
Wirksamkeit der Maßnahme durch eigene Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter vor Ort in der Einrichtung und 
durch eine externe Evaluation überprüfen zu lassen. 
Hierzu können auch das bei der BSFB eingereichte 
Berichtswesen sowie in der Einrichtung gesammelte 
Daten von externen Personen im Zuge einer von der 
BSFB beauftragten Evaluation ausgewertet werden. 
Der Träger ist verpflichtet, an Maßnahmen der Evalua-
tion und Qualitätsentwicklung teilzunehmen.

Die EKiZ sind in puncto Qualitätsstandards und 
Selbstevaluation zur Anwendung des Qualitätskon-
zepts der Hamburger EKiZ verpflichtet. Es ist das Ziel, 
einheitliche Qualitätsstandards für alle EKiZ und die 
Qualitätsentwicklung durch Selbstevaluation zu 
gewährleisten. In jedem Halbjahr ist deshalb grund-
sätzlich eine Selbstevaluation zu einem Wirkungsziel 
durchzuführen, sodass alle sechs im EKiZ-Qualitäts-
konzept benannten Wirkungsziele im Lauf von drei 
Jahren evaluiert sind. Die Ergebnisse der Selbstevalua-
tion sind jeweils im Sachbericht zu dokumentieren.

5.2	 Erfolgskontrolle

Die Wirksamkeit der Maßnahme wird im Rahmen des 
im Folgenden beschriebenen Berichtswesens von der 
BSFB überprüft. Zur Erfolgskontrolle durch die BSFB 
führt das EKiZ ein Berichtswesen zu der Arbeit der 

Einrichtung, die Vorlagen hierfür stellt der für EKiZ 
zuständige Fachbereich der BSFB den EKiZ-Trägern 
zur Verfügung. Die BSFB behält sich vor, die Vorlagen 
für einen jeweiligen neuen Berichtszeitraum nach 
Bedarf inhaltlich anzupassen. Zu unterscheiden ist 
zwischen dem jährlichen sowie für neue EKiZ halb-
jährlichen Sachbericht und dem monatlichen Berichts-
blatt.

–	 Der Sachbericht gibt Einrichtungen die Möglich-
keit, ihre Arbeit auch inhaltlich darzustellen (Abga-
befristen siehe unten).

–	 Im monatlichen Berichtsblatt werden insbesondere 
Frequentierungen zu Angeboten abgefragt. Das 
monatliche Berichtsblatt, das jedes EKiZ zu erstel-
len hat, ist spätestens zum 10. des dem Berichtsmo-
nat folgenden Monats elektronisch bei der BSFB 
einzureichen.

Bis zum ersten vollen Jahr nach Inbetriebnahme des 
EKiZ sind halbjährliche Sachberichte zu erstellen. Es 
gelten dafür folgende Fristen:

Der Erstbericht wird zum 30. Juni bzw. 31. Dezember, 
jeweils ein volles Halbjahr nach der Inbetriebnahme 
fällig. Die Folgeberichte sind jeweils zum 30. Juni und 
31.  Dezember vorzulegen. Abgabefrist ist spätestens 
der 31. Juli und 31. Januar.

Ab dem dritten Jahr des EKiZ-Betriebes ist der Sach-
bericht jeweils jährlich zum 30. September zu erstellen. 
Die Berichte sind spätestens am 10.  Oktober bei der 
BSFB einzureichen.

6.	 Verfahren

6.1	 Antragsverfahren

Anträge sind mindestens fünf Monate vor Beginn der 
Maßnahme bei dem zuständigen Zuwendungsreferat 
der Bewilligungsbehörde einzureichen. Kann die Frist 
nicht eingehalten werden, ist dem Antrag eine Begrün-
dung beizufügen. Es wird dann von der BSFB entschie-
den, ob der Antrag noch berücksichtigt werden kann.

Die Antragsvordrucke sowie alle weiteren notwendigen 
Unterlagen werden durch das Zuwendungsreferat der 
BSFB auf Anforderung zur Verfügung gestellt.

Die Antragsunterlagen können per E-Mail unter refe-
ratkindertagesbetreuung@soziales.hamburg.de sowie 
bei der zuständigen Stelle für Zuwendungen in der 
Kindertagesbetreuung angefordert werden und sind 
dann vollständig einzureichen bei der

Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung
Amt für Familie
Referat für überregionale Jugend- und  
Familienförderung, Zuwendungen
FS 42131
Adolph-Schönfelder-Straße 5, 22083 Hamburg.

6.2	 Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehörde entscheidet auf Grundlage 
dieser Förderrichtlinie und des vorgelegten Antrages.

Die Bewilligung oder Ablehnung der Zuwendung 
erfolgt durch einen schriftlichen Bescheid.

6.3	 Abforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Fördermittel werden nach der Bewilligung, auf 
Abforderung des oder der Zuwendungsempfangenden, 
durch die Bewilligungsbehörde ausgezahlt.

6.4	 Verwendungsnachweisverfahren

Nach Abschluss des Förderzeitraums ist ein Verwen-
dungsnachweis einzureichen.
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Er ist bis spätestens drei Monate nach Beendigung 
eines Bewilligungsjahres in einfacher Ausführung vor-
zulegen und besteht aus einem zahlenmäßigen Nach-
weis in Form eines Datenblatts sowie den Monats- und 
Sachberichten gemäß Ziffer 5.2 (Erfolgskontrolle) die-
ser Förderrichtlinie.

Auf Anforderung der BSFB berichtet die oder der 
Zuwendungsempfangende auch während des Projekt-
zeitraums.

Eine Datenblattvorlage kann bei der zuständigen Stelle 
für Zuwendungen in der Kindertagesbetreuung ange-
fordert werden. Diese Vorlage ist nicht verpflichtend. 
Auf die Einhaltung von Nummer  6.5 ANBest-P wird 
hingewiesen.

6.5	 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die Allge-
meinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung, 
soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen 
zugelassen worden sind. Die Regelungen des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bzw. des Sozial-
gesetzbuches – Zehntes Buch – bleiben unberührt.

7.	 Inkrafttreten und Befristung

Diese Förderrichtlinie tritt zum 1. Januar 2026 in Kraft 
und endet am 31. Dezember 2026. Eine Verlängerung 
ist bei Bereitstellung entsprechender Haushaltsmittel 
möglich.

Hamburg, den 13. November 2025

Die Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 2185

Öffentliche Zustellung
Eine zustellfähige Anschrift der Frau Bettina Djurovic, 

geboren am 23. März 1956, ist nicht bekannt. Die letztbe-
kannte Anschrift lautet: Hans-Sachs-Straße 7, 22765 Ham-
burg.

Bei der Behörde für Inneres und Sport – Polizei –, 
Bruno-Georges-Platz 1, 22297 Hamburg (Eingangshalle), 
wurde am 20. November 2025 zur öffentlichen Zustellung 
nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 
12. August 2005 (BGBl. I S. 2354, 2356) eine Benachrichti-
gung ausgehängt, dass für Frau Bettina Djurovic ein Heran-
ziehungsbescheid vom 17. November 2025 (Az.: J 132-
2950/2022) bezüglich des Polizeieinsatzes vom 11. Juli 2022 
beim Justiziariat der Polizei, Polizeipräsidium, V. Oberge-
schoss, Zimmer 5 E 137, zur Entgegennahme bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können!

Der Heranziehungsbescheid gilt nach § 10 Absatz 2 
Satz 6 VwZG als am 4. Dezember 2025 zugestellt.

Hamburg, den 20. November 2025

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei –

Amtl. Anz. S. 2191

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung, 
ob eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-

wirtschaft (BUKEA), Sondervermögen Naturschutz und 
Landschaftspflege (Vorhabenträgerin), hat bei der Planfest-
stellungsbehörde der Behörde für Wirtschaft, Arbeit und 
Innovation die Herstellung von Gewässeranlagen an der 
Alten Süderelbe beantragt. Da das beantragte Vorhaben 
eine sonstige Ausbaumaßnahme im Sinne des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) zum Gegenstand hat, war gemäß § 7 
Absatz 1 in Verbindung mit Nummer 13.18.1 der Anlage 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durch-
zuführen.

Das Vorhaben hat nach Einschätzung der Planfest
stellungsbehörde auf Grund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien nach Anlage 3 
zum UVPG keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen, die nach § 25 Absatz 2 UVPG zu berücksichtigen 
wären, weshalb von der Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung abgesehen wird. Die Entscheidung 
basiert auf folgenden wesentlichen Gründen:

Gegenstand des Vorhabens ist die Verbesserung der Bio-
topverbundfunktion im Gebiet, welches den Pflege- und 
Entwicklungsplan „Biotopkorridor Alte Süderelbe“ zur 
Grundlage hat.

Das beantragte Vorhaben hat im Einzelnen folgende 
Maßnahmen zum Gegenstand:

–	 Herstellung von vier Gewässeranlagen und -aufweitun-
gen an der Alten Süderelbe (Uferzone) sowie Herstel-
lung von vier Gewässeranlagen und -vertiefungen inner-
halb der Grünlandbrache mit einer Gesamtabtragsfläche 
von 7980 m².

–	 Herstellung von zehn Bodenauftragsflächen entlang der 
Alten Süderelbe (außerhalb der Röhrichtzone), westlich 
der flachen Wallung und im höher gelegenen Über-
gangsbereich zur Umgehungsstraße auf einer Fläche von 
9160 m² und einer Umlagerung von 10 000 m³ Boden.

–	 Vegetationstechnische Maßnahmen zur Sicherung und 
Wiedereinbau erhaltenswerter Pflanzenbestände, Initial
bepflanzung am Gewässerufer/Einbau Schilfsoden, An
saat der Bodenauftragsflächen und Initialpflanzung von 
Weidengebüsch.

In Bezug auf das Schutzgut Mensch, einschließlich der 
menschlichen Gesundheit, ergeben sich keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen, da mögliche Auswir-
kungen auf Wohngebiete durch Lärmimmissionen oder 
optische Beeinträchtigungen auf Grund der Entfernung des 
Vorhabengebiets zur nächstgelegenen Bebauung ausge-
schlossen werden können.

Durch das Vorhaben entstehen keine erheblichen Aus-
wirkungen für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologi-
sche Vielfalt. Vielmehr ist eine deutliche Erhöhung ihrer 
Wertigkeit zu erwarten. Durch die geplante Maßnahme ist 
eine positive Veränderung für das Schutzgut Tiere zu erwar-
ten. Bedingt wird dies durch eine wesentliche Erhöhung 
der Standortvielfalt für Brutvögel sowie Amphibien, Insek-
ten und Fledermäuse. Erhebliche Auswirkungen auf Bio-
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tope sind nicht zu besorgen; vielmehr führt die Maßnahme 
auch für das Schutzgut Pflanzen dauerhaft zu einer Verbes-
serung.

Auch für das Schutzgut Boden sind keine erheblich 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen, da keine 
bedeutsamen Böden betroffen sind. Durch die Umsetzung 
der Maßnahme erfolgt vielmehr eine Regeneration der 
Böden, ohne diese zukünftig durch Nutzungseinflüsse zu 
belasten. Der Auftrag der mit polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK) und Schwermetallen belasteten 
Böden stellt bodenschutzrechtlich eine Wiederverwendung 
am Herkunftsort dar und lässt keine zusätzlichen Umwelt
auswirkungen erwarten.

Negative erhebliche Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Fläche können mangels Versiegelung ausge-
schlossen werden.

Negative erhebliche Umweltauswirkungen sind für das 
Schutzgut Wasser nicht zu besorgen. Durch das Vorhaben 
kommt es zu einer Erhöhung des Gewässeranteils der Ober-
flächengewässer durch kleinflächige Eingriffe in die Ufer
linie. Die Gewässeranschlüsse werden deutlich verlängert 
und naturnah mit flachen Böschungen und Flachwasserzo-
nen gestaltet. Es ist auch nicht eine Verschlechterung des 
Schutzguts durch die belasteten Böden zu erwarten. Im 
Bereich der geplanten Gewässer wird Boden abgetragen, der 
teilweise Belastungen durch PAK und Schwermetalle auf-
weist. Auch wenn Einträge aus in Gewässernähe gelagertem 
Boden denkbar sind, führt dies nicht zu einer Verschlechte-
rung des Schutzguts. Es handelt sich im gesamten Vorha-
bengebiet um bindige Böden mit hohen Sorptionseigen-
schaften und einer geringen Mobilitätsmöglichkeit von 
PAK und Schwermetallen, sodass keine relevanten Auswa-
schungen im Rahmen der Maßnahmenumsetzung drohen.

Auch hinsichtlich des Grundwassers sind erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nicht anzunehmen. Zwar 
wird durch die Herstellung der Gewässer das oberflächen-
nahe Grundwasser angeschnitten, eine nachteilige Auswir-
kung auf die chemische Eigenschaft des Grundwassers 
durch die geringfügige Lösung von Schadstoffen kann 
durch die Sorptionseigenschaften der Böden, die eine Frei-
gabe ins Grundwasser verhindern, und die geringe Größe 
des Gewässers ausgeschlossen werden.

Durch die Biotopveränderung sind keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen für das Schutzgut Klima zu 
erwarten. Weder kommt es zu einer Entwässerung der orga-
nischen Böden noch zu einer Freisetzung von klima
relevanten Gasen.

Durch das Vorhaben kommt es auch nicht zu erheb
lichen nachteiligen Auswirkungen hinsichtlich des Land-
schaftsbildes. Insgesamt führt die Biotopveränderung zu 
einer Erhöhung der Vielfalt und Eigenart des Gebietes und 
bewirkt eine Verbesserung für das Landschaftsbild und das 
Landschaftserleben.

Es entstehen durch das Vorhaben keinerlei Wirkungen 
auf das Schutzgut kulturelle Erbe und sonstige Sachgüter, 
da sich im Vorhabengebiet keine befinden.

Auch im Übrigen sind keine erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

Hamburg, den 20. November 2025

Die Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation
Amtl. Anz. S. 2191

Entwidmung von Wegeflächen in der 
Straße Notkestraße/Vorbeckweg/  

Bezirk Altona
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Groß Flottbek, Ortsteil 217, in der Straße Notkestraße/Vor-
beckweg eine etwa 1117 m² große (Flurstück 4469), eine 
etwa 625 m² große (Flurstück 4468) sowie eine etwa 118 m² 
große (Flurstück 4467) Wegefläche mit sofortiger Wirkung 
als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich entwidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Entwidmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist rot gekenn-
zeichnet.

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Jessenstraße 1-3, 
22765 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 17. November 2025

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2192

Beabsichtigung einer teilflächigen 
Widmung von Wegeflächen im Bezirk 
Eimsbüttel – Eidelstedter Dorfstraße –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die im 
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 320, Gemarkung Eidelstedt, in 
der Eidelstedter Dorfstraße belegene Wegefläche (Flurstück 
6991 teilweise) dem öffentlichen Verkehr mit sofortiger 
Wirkung gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan, der Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wege-
fläche liegt für die Dauer eines Monats im Zimmer 981 des 
Fachamtes Management des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Eimsbüttel, Grindelberg 66, 20144 Hamburg, 
zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus und kann 
nach Terminvereinbarung eingesehen werden. Während 
dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die beab-
sichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
schriftlich vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 13. November 2025

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 2192
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Verzeichnis der zur Abgabe von Verpflichtungserklärungen  
berechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE)  
– Körperschaft des öffentlichen Rechts –

Nach § 11 Absätze 5 und 6 des Gesetzes zur Errichtung 
der Körperschaft „Universitätsklinikum Hamburg-Eppen-
dorf“ (UKEG) vom 12. September 2001 (HmbGVBl. 
S. 375), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 
2020 (HmbGVBl. S. 704), bedürfen Erklärungen, durch die 
das UKE privatrechtlich verpflichtet werden soll, der 
Schriftform und gemäß § 5 Absatz 1 der Satzung des UKE 
vom 25. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 115), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 10. September 2024 (Amtl. Anz. Nr. 73 
S. 1584), der Unterschrift von zwei Mitgliedern des Vorstan-
des.

Der Vorstand kann die Vertretung so regeln, dass neben 
einem Vorstandsmitglied eine sonstige Mitarbeiterin bzw. 
ein sonstiger Mitarbeiter oder zwei sonstige Mitarbeiterin-
nen bzw. sonstige Mitarbeiter gemeinsam zeichnen können.

Der Vorstand hat den nachstehend namentlich genann-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Vertretungs- und 
Zeichnungsbefugnisse zur Abgabe rechtsverbindlicher 
Erklärungen für die genannten Geschäftsbereiche und mit 
den jeweiligen Einschränkungen erteilt.

Zudem wurde die alleinige Zeichnungsberechtigung im 
Dekanat für das Universitätsklinikum Hamburg-Eppen-

dorf, KdöR maximal bis EUR 10 Mio. für Mitarbeiter:in-
nen des Dekanats und größer als EUR 10 Mio. durch die 
Dekanin ausschließlich für EU-Fördermittelprojekte, wel-
che im sog. EU-Portal nur elektronisch und nur von einer 
Person freigegeben werden können (Project Legal Signa-
tory (PLSIGN) für EU-Fördermittelprojekte), beschlossen.

Darüber hinaus hat der Vorstand beschlossen, dass der 
Abschluss von Behandlungsverträgen und Wahlleistungs-
vereinbarungen im Sinne von § 5 Absatz 3 bzw. 4 der Sat-
zung nur jeweils einer Unterschrift bedürfen. Selbiges gilt 
für Rahmenverträge der Einkaufskooperation GENUA 
(Gemeinschaftlicher Einkauf Norddeutscher Universi-
täts-Apotheken), für die Beauftragung und Bevollmächti-
gung von Rechtsanwälten zwecks Beitreibung von Forde-
rungen sowie für die Erteilung von Einzelaufträgen für 
Dozenten, Supervisoren und Lehrbeauftragten im Institut 
für Psychotherapie.

Hamburg, den 13. November 2025

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE)

– Körperschaft des öffentlichen Rechts –
Amtl. Anz. S. 2193

Anlage

Name, Vorname  

Spahl, Sonja Akademie für Bildung und Karriere (ABK) 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang mit  
sonstigen Rechtsgeschäften der ABK bis jeweils maximal 150.000,– Euro 
Honorarverträgen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) für das UKE 
bis jeweils maximal 50.000,– Euro 
Schulpflichtpratika für das UKE (einzeln)

Dwenger, Barbara; 
Wegner, Annette

Akademie für Bildung und Karriere (ABK) 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang mit 
Honorarverträgen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) für die ABK 
bis jeweils 50.000,– Euro 
Honorarverträgen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) für das UKE 
bis jeweils 25.000,– Euro 
Schulpflichtpratika für das UKE (einzeln) 

Hoffmeister, 
Simone; 
Krohn, Katrin; 
Wiesenthal, Britta

Akademie für Bildung und Karriere (ABK) 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang mit 
Kooperationsverträgen für die ABK bis jeweils maximal 100.000,– Euro (Zeichnung gemeinsam mit 
Akademieleitung/GBL der ABK) 
Honorarverträgen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) für die ABK 
bis jeweils 50.000,– Euro 
Honorarverträgen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) für das UKE 
bis jeweils 25.000,– Euro 
Schulpflichtpratika für das UKE (einzeln)

Horwege, 
Jacqueline

Controlling & Finanzen (GB CoFi) 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang mit der schriftlichen Bestätigung der 
ordnungsgemäßen Verwendung der Drittmittel nach Vorgabe der jeweiligen Mittelgeber

Marklin, Florian Nachhaltigkeit und Klimamanagement (NAKLIMA) 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) 
im Rahmen der Tätigkeit als Klimamanager für maximal 5.000,– Euro je Rechtsgeschäft
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Wolowski, Kathrin Strategischer Einkauf 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen (ausgenommen Arbeits- und Drittmittelverträge) 
bis jeweils maximal 500.000,– Euro

Atay, Melis; 
Baldamus, Kym; 
Evgin, Merve; 
Wittmann, 
Christian

Zentrale Patientensteuerung (ZPS) für das UKE 
Abgabe rechtverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang von Behandlungsverträgen

Höper, Magnus Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Einkauf 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 
250.000,– Euro

Brammann, Saskia 
Häuser, Ina

Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Einkauf 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 
100.000,– Euro

Aschinger, Paula; 
Pelz, Nicole

Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Einkauf 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 
50.000,– Euro

Dasch, 
Anja Barbara; 
Gutsche, Martha; 
Schewe, Fengyi

Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Einkauf 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 
10.000,– Euro

Bandikow, Saskia; 
Holler, Marc

Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Medizintechnik 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Rahmen der Einkaufstätigkeit bis jeweils maximal 
50.000,– Euro

Pfeiffer, Dr. 
Annick;  
Ahrens, Catharina

Zentrum für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (ZMK), Poliklinik für Kieferorthopädie 
Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Zusammenhang mit Zusatzvereinbarungen 
zu kieferorthopädischen Behandlungen sowie Erstellung von Heil- und Kostenplänen

Folgende Vertretungsbefugnisse für das UKE werden hiermit widerrufen

Akademie für Bildung und Karriere (ABK): Zschenker, Dr. Oliver. 
Apotheke: Hasse, Magdalena. 
Kopf- und Neurozentrum Klinik und Poliklinik für Augenheilkunde: Bittersohl, Dr. Diana; Alsarrani, Muhanad.  
Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Medizintechnik: Peters, Henry; 
Collier, Christopher; Viano, Filippo-Matteo. 
Klinik Logistik & Engineering GmbH (KLE ein Unternehmen des UKE) – Einkauf: Brunke, Isabell; Neben, Lea; 
Rosburg, Laura; Schröder, Louisa Marie; Wolowski, Kathrin. 
Zentrale Patientensteuerung (ZPS) für das UKE: Arasli, Deni; Folz, Claudia; Hadrys, Oliver. 
Zentrum für Anästhesiologie und Intensivmedizin: Levermann, Linn.

Öffentliche Sielanlagen
Veröffentlichung II/25

Folgende Siele sind betriebsfertig hergestellt worden:

Bezirk Wandsbek

Schmutzwassersiel im Victoriaring von der Stapelfelder 
Straße ca. 75 m nach Süden, von dort ca. 110 m nach Nord
osten und ca. 275 m nach Süden dem Straßenverlauf fol-
gend,

Schmutzwassersiel im Victoriaring von der einmünden-
den Victoriaallee ca. 160 m nach Südwesten und ca. 375 m 
nach Süden dem Straßenverlauf folgend,

Schmutzwassersiel in der Victoriaallee zwischen dem 
Victoriaring und der Stapelfelder Straße und zwischen der 
Stapelfelder Straße und ca. 35 m vor der Einmündung in die 
Sieker Landstraße,

Schmutzwassersiel in der Sieker Landstraße von Haus- 
Nr. 115 bis zur Victoriaallee,

Schmutzwassersiel in dem Weg Kirchweide von ca. 30 m 
nördlich der Bergstedter Kirchenstraße bis zur Straßen-
kehre.

Bezirk Harburg

Schmutzwassersiel im Weidengrasweg zwischen dem 
Weg Königswiesen und dem Weg Am Aschenland und 
zwischen dem Fingerhutweg und dem Weg Plaggenmoor,

Schmutzwassersiel im Weg Plaggenmoor zwischen dem 
Flatterbinsenweg und ca. 15 m westlich der Einmündung 
des Weidengraswegs,

Schmutzwassersiel im Gimpelweg vom Weg Am Aschen-
land bis ca. 32 m südlich der Einmündung in den Weg Plag-
genmoor,

Schmutzwassersiel im Flatterbinsenweg vom Weg Plag-
genmoor bis ca. 12 m nördlich der Einmündung des Weges 
Königswiesen,

Schmutzwassersiel im nördlichen Teil des Weges Am 
Röhricht vom Flatterbinsenweg bis ca. 20 m nördlich der 
Einmündung in den Weg Am Aschenland,

Schmutzwassersiel im Weg Am Finkenhof,
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Schmutzwassersiel im Weg Königswiesen zwischen dem 
Weidengrasweg und ca. 40 m östlich der Einmündung in 
den Flatterbinsenweg.

Aufhebung II/25

Gemäß § 4 Absatz 4 des Hamburgischen Abwassergeset-
zes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 258, 
280), zuletzt geändert am 6. Januar 2025 (HmbGVBl. S. 93, 
127), werden folgende Sielanlagen aufgehoben:

Bezirk Harburg, Ortsteil Harburg

Regenwassersiel in der Hannoverschen Straße von der 
Moorstraße ca. 90 m nach Süden und zwischen der Moor-
straße und der Walter-Dudek-Brücke im Kreuzungsbe-
reich.

Die Aufhebungsverfügung sowie die Begründung und 
der Lageplan können in der Zeit vom 28. November 2025 
bis 29. Dezember 2025 in der Hamburger Stadtentwässe-
rung, Billhorner Deich 2, Zimmer D.2.005, 20539 Ham-
burg, während der Dienststunden eingesehen werden.

Die Aufhebungsverfügung gilt mit Ende der Auslege-
frist als allen gegenüber bekannt gemacht.

Gegen diese Aufhebungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe bei der Hamburger Stadtentwäs-
serung, Billhorner Deich 2, 20539 Hamburg, Widerspruch 
erhoben werden.

Hamburg, den 28. November 2025

Hamburger Stadtentwässerung
Amtl. Anz. S. 2194

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 127-25 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau einer Zweifeldsporthalle 
mit Unterrichtsflächen und Küche 
Harksheider Straße 70 in 22399 Hamburg
Bauauftrag: Harksheider Straße 70 – Lüftung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 729.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. März 2026; 
Fertigstellung ca. Juli 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1378

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 231-25 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau einer Zweifeldsporthalle 
mit Unterrichtsflächen und Küche 
Harksheider Straße 70 in 22399 Hamburg

Bauauftrag: Harksheider Straße 70 – Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 705.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. März 2026; 
Fertigstellung ca. Juli 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr
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Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1379

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 356-25 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau einer Zweifeldsporthalle mit Kita 
Brödermannsweg 2 in 22453 Hamburg

Bauauftrag: Brödermannsweg 2 – Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.901.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. September 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1380

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 378-25 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg
Bauauftrag: Bogenstraße 36 – Lüftung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 93.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. April 2026; 
Fertigstellung ca. Januar 2027
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1381

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 379-25 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg
Bauauftrag: Bogenstraße 36 – Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 102.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. April 2026; 
Fertigstellung ca. Januar 2027
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1382

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV OV 056-25 UR

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Baufelderübergreifende Stellung von Containern 
Grützmühlenweg 38 in 22339 Hamburg

Leistung:�  
Grützmühlenweg 38 – Container

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 790.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Juni 2028

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Dezember 2025, 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Hamburg, den 15. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1383

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 369-25 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg

Bauauftrag: Bogenstraße 36 – erw. Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 615.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Februar 2026; 
Fertigstellung ca. Oktober 2026
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Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 21. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1384

Öffentliche Ausschreibung 
Verfahren: FB 2025000714 – Transport und Verwertung 
vom Grünabfall -Treibsel- aus der Deichunterhaltung

Auftraggeber: Behörde für Finanzen und Bezirke 
(Finanzbehörde) 

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Finanzen und Bezirke (Finanzbehörde) 
Adolphsplatz 3-5 
20457 Hamburg 
Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Öffentliche Ausschreibung [UVgO] 

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit (§ 29 
Absatz 3 UVgO) und ggf. Informationen zum Zugriff 
auf Vergabeunterlagen (§ 29 Abs. 3 UVgO):

Mit der webbasierte Ausschreibungslösung e-Vergabe* 
wird die gesamte Prozesskette elektronisch abgebildet. 
Die Angebotsdaten werden auf dem Server verschlüs-
selt und die Daten mithilfe von HTTPS übertragen. 
Dadurch ist die Vertraulichkeit bei der elektronischen 
Angebotserstellung und Angebotseinreichung gesi-
chert. Die Angebote können erst nach Verstreichen des 
Eröffnungstermins durch zwei Mitarbeiter der Verga-
bestelle entschlüsselt werden. Die e-Vergabe ist DSGVO 
konform.

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung:

	 Transport und Verwertung vom Grünabfall -Treibsel- 
aus der Deichunterhaltung
Die zu verwertenden Grünabfälle (Treibsel) sind kom-
postierbare Abfälle und fallen gemäß Anhang 1 zur 
BioAbfV, Zeile 28 der Tabelle, unter die Abfallschlüs-
selnummer EAK 20 02 01.
Für Treibsel besteht nach § 10 der BioAbfV eine 
Behandlungs- und Untersuchungspflicht nach §§ 3 und 
4.
Bestandteil der Leistung ist der Abtransport und die 
Verwertung des Treibsels aus der Deichunterhaltung.
Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg 

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 
Losweise Ausschreibung: Nein 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):
Von: 1. April 2026 bis: 31. Mai 2029
Danach verlängert er sich zweimal um jeweils ein wei-
teres Jahr (Option) bis maximal 31. Mai 2031, wenn 
nicht einer der Vertragspartner 6 Monate vor Ablauf 
der jeweiligen Vertragslaufzeit schriftlich kündigt.

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 
Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

a19c6dd8-4e7b-445f-9aa3
elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:�  
12. Dezember 2025, 10.00 Uhr�  
Bindefrist: 31. März 2026

11)	 Entfällt
12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 

der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
Siehe Leistungsbeschreibung

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Folgende Unterlagen sind vorzulegen:
Gemäß Ziffer 1.7 und 1.8 der Leistungsbeschreibung 
sind die nachfolgenden Unterlagen mit dem Angebot 
einzureichen:
–	 Eignungsvordruck vollständig ausgefüllt
–	 2 Referenzen aus den letzten 3 Jahren
–	 wenn zutreffend: Eigenerklärung Bietergemein-

schaft
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–	 sowie sämtliche weitere Anlagen und Eingabefelder 
in der e-Vergabe

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:�  
UfAB 2018: Reine Preiswertung

15)	 Bevorzugung von Werkstätten für behinderte Men-
schen und Inklusionsbetrieben:

Der Zuschlag wird auf ein Angebot eines bevorzugten 
Bieters (Werkstätten für behinderte Menschen, Inklu-
sionsbetriebe und anerkannte Blindenwerkstätten) 
erteilt, wenn es mindestens so wirtschaftlich ist, wie das 
ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines anderen Bie-
ters. Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der 
Angebote wird der von dem bevorzugten Bieter ange-
botene Preis mit einem Abschlag von 10 % berücksich-
tigt. Zur Errechnung dieses Abschlags muss bei einer 
Bietergemeinschaft angegeben werden, welcher Anteil 
am Gesamtangebot auf den bevorzugten Bieter entfällt. 
Die Eigenschaft als bevorzugter Bieter ist durch Vorlage 
der staatlichen Anerkennung nachzuweisen. Inklusi-
onsbetriebe können eine Eigenerklärung abgeben, in 
der das Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 215 SGB IX dargelegt wird.

Hamburg, den 21. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1385

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 368-25 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 01 
Bogenstraße 36 in 20144 Hamburg

Bauauftrag: Bogenstraße 36 – Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 645.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. April 2026; 
Fertigstellung ca. November 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. Dezember 2025, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 24. November 2025

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 1386

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

1	 Beschaffer

1.1	 Beschaffer

Offizielle Bezeichnung: Universität Hamburg

Art des öffentlichen Auftraggebers: Körperschaften 
des öffentlichen Rechts auf Landesebene

Haupttätigkeiten des öffentlichen Auftraggebers: 
Bildung

2	 Verfahren

2.1	 Verfahren

Titel: Unterhaltsreinigung der Universität Ham-
burg – MIN-Forum

Beschreibung: Die Universität Hamburg (im Fol-
genden „UHH“) ist als Exzellenzuniversität mit 
mehr als 43.000 Studierenden und ca. 6.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern eine der forschungs-
stärksten Universitäten Deutschlands und gleich-
zeitig eine der größten Ausbildungseinrichtungen 
Norddeutschlands. Mit ihrem Konzept der „Flag
ship University“ in der Metropolregion Hamburg 
pflegt sie innovative und kooperative Verbindun-
gen zu wissenschaftlichen und außerwissenschaft
lichen Partnern. Sie produziert für den Standort – 
aber auch national und international – die zukunfts-
gerichteten gesellschaftlichen Güter Bildung, 
Erkenntnis und Austausch von Wissen unter dem 
Leitziel der Nachhaltigkeit.

Ziel des Verfahrens ist die Gewinnung eines Dienst-
leisters für die Durchführung der geplanten Unter-
haltsreinigung der Liegenschaft MIN-Forum.

Überblick: Raumgruppe/Reinigungsfläche aktuell 
gesamt (m²): A/5.375, A1/1.802, A2/437, A3/0, A4/0, 
B/0, B1/4.407, B2/0, B3/0, B4 Mensa/887, B4/425, 
C2/622, C/0, D/1.244, E/0, E1/6.888, F/0, F1/2.933, 
G/958, G1/0, Insgesamt: 25.977.

Das erwartete Leistungsspektrum, inkl. etwaiger 
zusätzlicher Vertragsbedingungen, ergibt sich aus 
den Unterlage Ergänzenden Regelungen_Objekt 
MIN-Forum.

Kennung des Verfahrens:�  
7355655b-d03f-4047-8905-6da9a4b1663a

Interne Kennung: UHH_2025059_VVfmTnW

Verfahrensart:�  
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

Beschleunigtes Verfahren: nein
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2.1.1	 Zweck

Art des Auftrags: Dienstleistungen

Hauptklassifizierungscode (cpv): 90911200�  
Gebäudereinigung

2.1.2	 Erfüllungsort Ort: Hamburg

Postleitzahl: 20146

NUTS-3-Code: Hamburg (DE600)

Land: Deutschland

2.1.3	 Wert

Geschätzter Wert ohne MwSt.: 770.300 Euro

2.1.4	 Allgemeine Informationen Rechtsgrundlage:

Richtlinie 2014/24/EU

vgv –

2.1.6	 Ausschlussgründe

Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung

Rein nationale Ausschlussgründe: Gemäß § 123, 
124 GWB, § 57, 42 Abs. 1 VgV und § 16 VOB/A

5	 Los

5.1	 Interne Referenz-ID Los: LOT-0001

Titel: Unterhaltsreinigung der Universität Ham-
burg – MIN-Forum

Beschreibung: Die Universität Hamburg (im Fol-
genden „UHH“) ist als Exzellenzuniversität mit 
mehr als 43.000 Studierenden und ca. 6.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern eine der forschungs-
stärksten Universitäten Deutschlands und gleich-
zeitig eine der größten Ausbildungseinrichtungen 
Norddeutschlands. Mit ihrem Konzept der „Flag
ship University“ in der Metropolregion Hamburg 
pflegt sie innovative und kooperative Verbindun-
gen zu wissenschaftlichen und außerwissenschaft
lichen Partnern. Sie produziert für den Standort – 
aber auch national und international – die zukunfts-
gerichteten gesellschaftlichen Güter Bildung, 
Erkenntnis und Austausch von Wissen unter dem 
Leitziel der Nachhaltigkeit.

Ziel des Verfahrens ist die Gewinnung eines Dienst-
leisters für die Durchführung der geplanten Unter-
haltsreinigung der Liegenschaft MIN-Forum.

Überblick: Raumgruppe/Reinigungsfläche aktuell 
gesamt (m²): A/5.375, A1/1.802, A2/437, A3/0, A4/0, 
B/0, B1/4.407, B2/0, B3/0, B4 Mensa/887, B4/425, 
C2/622, C/0, D/1.244, E/0, E1/6.888, F/0, F1/2.933, 
G/958, G1/0, Insgesamt: 25.977.

Das erwartete Leistungsspektrum, inkl. etwaiger 
zusätzlicher Vertragsbedingungen, ergibt sich aus 
den Unterlage Ergänzenden Regelungen_Objekt 
MIN-Forum.

Interne Kennung:�  
d454b919-1636-438d-999d-a9080a4e83b5

5.1.1	 Zweck

Art des Auftrags: Dienstleistungen

Hauptklassifizierungscode (cpv): 90911200�  
Gebäudereinigung

5.1.2	 Erfüllungsort Ort: Hamburg

Postleitzahl: 20146

NUTS-3-Code: Hamburg (DE600)

Land: Deutschland

Zusätzliche Angaben zum Erfüllungsort:

5.1.3	 Geschätzte Dauer

Sonstige Angaben zur Dauer: Unbekannt

5.1.6	 Allgemeine Informationen

Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vor-
behalten. Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU- 
Mitteln finanziert

Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen 
über das öffentliche Beschaffungswesen: ja

Diese Auftragsvergabe ist besonders auch geeignet 
für kleinste, kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU): nein

5.1.7	 Strategische Auftragsvergabe

Art der strategischen Beschaffung: Keine strategi-
sche Beschaffung

5.1.9	 Eignungskriterien

Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufs
register

Beschreibung: Berufsausübung: Angaben zur 
Präqualifizierung und/oder Angaben für Register-
abfragen aus dem Gewerbezentralregister bzw. aus 
dem Register zum Schutz des fairen Wettbewerbs;

Angaben zur Fachkunde z. B. über Eintragungen in 
das Berufs- oder Handelsregister. Die vor gelisteten 
Angaben sind im Dokument Eigenerklärungen für 
die Eignung und Auftragsausführung zu tätigen.

Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausge-
wählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens eingela-
den werden sollen Gewichtung (Punkte, genau): 45

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle 
Anforderungen

Beschreibung: Wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit: Erklärung über die zur Leis-
tungsausführung erforderlichen wirtschaftlichen 
und finanziellen Kapazitäten zu verfügen und auf 
Verlangen geeignete Unterlagen als Nachweis vor-
zulegen; Umsatz der letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre. Die vor gelisteten Angaben sind im 
Dokument Eigenerklärungen für die Eignung und 
Auftragsausführung zu tätigen.

Anhand der Kriterien werden die Bewerber aus
gewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens ein-
geladen werden sollen Gewichtung (Punkte, 
genau): 45

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Dienstleis-
tungen

Beschreibung: Technische und berufliche Leis-
tungsfähigkeit: Erklärung über die erforderlichen 
personellen und technischen Mittel sowie über aus-
reichend Erfahrung zu verfügen, um den Auftrag in 
der geforderten Qualität auszuführen; Referenzen 
über vergleichbare Leistungen.

Die vor gelisteten Angaben sind im Dokument 
Eigenerklärungen für die Eignung und Auftrags-
ausführung zu tätigen

Anhand der Kriterien werden die Bewerber aus
gewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens ein-
geladen werden sollen Gewichtung (Punkte, 
genau): 45

Informationen über die zweite Phase eines zwei
phasigen Verfahrens:
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Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens 
einzuladenden Bewerber: 3

Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens 
einzuladenden Bewerber: 5

Das Verfahren wird in mehreren aufeinanderfol-
genden Phasen durchgeführt. In jeder Phase kön-
nen einige Teilnehmer ausgeschlossen werden

Der Auftraggeber behält sich den Zuschlag auf das 
Erstangebot vor

5.1.10	 Zuschlagskriterien Kriterium:

Art: Preis

Bezeichnung: Preis

Beschreibung: Preis

Kategorie des Schwellen-Zuschlagskriteriums: 
Gewichtung (Prozentanteil, genau)

Zuschlagskriterium — Zahl: 70

Kriterium:

Art: Qualität

Bezeichnung: Leistungsbewertung gemäß Kriteri-
enkatalog

Beschreibung: Die Leistungskriterien werden in 
der Ausschreibungsphase definiert.

Kategorie des Schwellen-Zuschlagskriteriums: 
Gewichtung (Prozentanteil, genau)

Zuschlagskriterium — Zahl: 30

5.1.11	 Auftragsunterlagen

Verbindliche Sprachfassung der Vergabeunterla-
gen: Deutsch

Frist für die Anforderung zusätzlicher Informatio-
nen: 10/12/2025 23:59 +01:00

Internetadresse der Auftragsunterlagen:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 

subproject/b414a0b1-603e-43b0-ae8a-987392ab21a7

5.1.12	 Bedingungen für die Auftragsvergabe Bedingungen 
für die Einreichung:

Elektronische Einreichung: Erforderlich

Adresse für die Einreichung:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 

subproject/b414a0b1-603e-43b0-ae8a-987392ab21a7

Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahme
anträge eingereicht werden können:

Deutsch

Elektronischer Katalog: Nicht zulässig

Nebenangebote: Nicht zulässig

Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: 
Zulässig

Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 
16/12/2025 09:00 +01:00

Informationen, die nach Ablauf der Einreichungs-
frist ergänzt werden können:

Die Nachforderung von Erklärungen, Unterlagen 
und Nachweisen ist nicht ausgeschlossen.

Zusätzliche Informationen: Gemäß § 56 Abs. 2 VgV, 
§ 51 Abs. 2 SektVO, § 16a Abs. 1 VOB/A-EU. Mög
liche Hinweise des Auftraggebers in den Vergabe
unterlagen sind zu beachten.

Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung ist bestimmten Auftrag-
nehmern vorbehalten: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15	 Techniken
Rahmenvereinbarung:
Rahmenvereinbarung mit erneutem Aufruf zum 
Wettbewerb
Höchstzahl der teilnehmenden Unternehmen: 5
Informationen über das dynamische Beschaffungs-
system:
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16	 Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprü-
fung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer bei der 
Behörde für Finanzen und Bezirke
Informationen über die Überprüfungsfristen: Es 
wird auf § 160 Abs. 3 GWB hingewiesen. Ein Antrag 
ist demnach unzulässig, soweit 1. der Antragsteller 
den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevor-
schriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags 
erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht 
innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen 
gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 
GWB bleibt unberührt, 2. Verstöße gegen Vergabe-
vorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der 
in der Bekanntmachung benannten Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunter-
lagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebots-
abgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt wer-
den, 4. mehr als 15Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organisation, die zusätzliche Informationen über 
das Vergabeverfahren bereitstellt: Universität Ham-
burg – Strategischer Einkauf
Organisation, die weitere Informationen für die 
Nachprüfungsverfahren bereitstellt: Vergabekam-
mer bei der Behörde für Finanzen und Bezirke

8	 Organisationen
8.1	 ORG-0001

Offizielle Bezeichnung: Universität Hamburg
Identifikationsnummer:�  
eda1348a-8bb6-49d9-b8ca-d771eb9e0cc1
Abteilung: Strategischer Einkauf
Postanschrift: Mittelweg 124 Ort: Hamburg
Postleitzahl: 20148
NUTS-3-Code: Hamburg (DE600)
Land: Deutschland
Kontaktstelle: Strategischer Einkauf
E-Mail: strategischereinkauf@uni-hamburg.de
Telefon: +49 40428382361
Fax: +49 40239520803
Internet-Adresse: https://uni-hamburg.de/
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Rollen dieser Organisation:
Beschaffer

8.1	 ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer bei der 
Behörde für Finanzen und Bezirke
Identifikationsnummer:�  
fc2a82a7-8962-48a4-bf78-45738e80fa10
Abteilung: Rechts- und Abgabenabteilung
Postanschrift: Postfach 30 17 41
Ort: Hamburg
Postleitzahl: 20306
NUTS-3-Code: Hamburg (DE600)
Land: Deutschland
Kontaktstelle: Rechts- und Abgabenabteilung
E-Mail: vergabekammer@fb.hamburg.de
Telefon: +49 40428231690
Fax: +49 40427923080
Internet-Adresse:�  
https://www.hamburg.de/behoerdenfinder/
info/11725152/
Rollen dieser Organisation: Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die 
Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1	 ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Universität Hamburg – 
Strategischer Einkauf
Identifikationsnummer:�  
0c2e47ca-4082-44a8-a903-e3a2a8b19d0d

Abteilung: Strategischer Einkauf

Postanschrift: Mittelweg 124

Ort: Hamburg

Postleitzahl: 20148

NUTS-3-Code: Hamburg (DE600)

Land: Deutschland

Kontaktstelle: Strategischer Einkauf

E-Mail: strategischereinkauf@uni-hamburg.de

Telefon: +49 40428382361

Fax: +49 40239520803

Internet-Adresse: http://www.uni-hamburg.de/

Rollen dieser Organisation:

Organisation, die zusätzliche Informationen über 
das Vergabeverfahren bereitstellt

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: f981f107-
d808-4312-a8bc-14f5438ec4a3 – 01

Formulartyp: Wettbewerb

Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzes
sionsbekanntmachung – Standardregelung

Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 
14/11/2025 10:03 +01:00

Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell 
verfügbar ist: Deutsch

Hamburg, den 18. November 2025

Universität Hamburg 1387
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Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung:
802 K 4/25. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag, 
19. Februar 2026, 9.30 Uhr, E.005, 
Sitzungssaal, Amtsgericht Hamburg- 
Barmbek, Spohrstraße 6, 22083 Ham-
burg öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Volksdorf Mit- 
eigentumsanteil verbunden mit Sonder
eigentum ME-Anteil 150/1000, Sonder
eigentums-Art Wohnung B 5-8 und 
Garage B 5-16, Blatt 5294 an Grund-
stück Gemarkung Volksdorf, Flurstück 
1405, Wirtschaftsart und Lage Hof- und 
Gebäudefläche, Lottbeker Feld 40, 
2.000 m².

Objektbeschreibung: Das Sonder
eigentum besteht an einer 3-Zimmer- 
Dachgeschosswohnung aus dem Bau-
jahr 1965 in einem 2-geschossigen 
Mehrfamilienhaus mit ausgebautem 
Dachgeschoss. Die Wohnung befindet 
sich in einer WEG-Anlage bestehend 
aus 8 Wohneinheiten und verfügt über 
eine Wohnfläche von etwa 105,90 m² 
incl. einer Dachloggia. Zugehörig sind 
ein Kellerraum sowie eine Garage. Die 
Wohnung steht leer und ist unvermie-
tet. In jüngerer Zeit wurde die Woh-
nung modernisiert und befindet sich in 

einem guten Zustand; es fehlen aller-
dings die E-Geräte in der Einbauküche. 
Die Beheizung erfolgt über eine gasbe-
feuerte Zentralheizung (Bj. 2021) und 
Fußbodenheizung, Warmwasserberei-
tung über STIEBEL-ELTRON-Boiler.

Weitere Informationen und kosten-
loser Gutachtendownload: www.zvg.com. 
Außerdem kann das eingeholte Gutach-
ten auf der Geschäftsstelle, Raum 2.050, 
montags, dienstags, donnerstags und 
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr, Telefon 
040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, Telefax 
040 / 4 27 98 - 34 11, eingesehen werden.

Verkehrswert: 404.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
13. Februar 2025 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 

Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 28. November 2025

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 1388

Ausschließungsbeschluss
421 II 6/25. Der Grundschuldbrief 

über die im Grundbuch des Amtsge-
richts Hamburg-Bergedorf, Gemarkung 
Bergedorf, Blatt 4811, in Abteilung III 
Nr. 7 eingetragene verzinsliche Grund-
schuld zu 10.000,00 DM wird für kraft-
los erklärt.

Hamburg, den 11. November 2025

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 421 1389
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Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: GMH VgV VV 092-25 AO

Verfahrensart:�  
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Bei der Hauptfeuerwache 1 in 20355 Hamburg

Neubau Campus Service Center (CSC) und Rückbaumaß-
nahmen inkl. Baufeldfreimachung am Standort Bei der 
Hauptfeuerwache 1 in Hamburg – Projektsteuerung in 
Anlehnung an §§ 2 AHO Heft Nr. 9

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.505.000,– Euro

Leistungszeitraum voraussichtlich: 
103 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
19. Dezember 2025, 14.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
Einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „“ im laufenden Verfahren nicht direkt per E-Mail und 
können Ihr Angebot nicht unterstützt durch den Bieteras-
sistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „“ während des Verfahrens 
finden Sie zudem auf der Homepage von GMH | Gebäude-
management Hamburg GmbH unter:�  
https://gmh-hamburg.de

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. November 2025

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH1390
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Sonstige Mitteilungen

Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff – Telefon: 23 51 29-0 – Telefax: 23 51 29 - 77.

Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– EUR. Einzelstücke je angefangene
vier Seiten 0,26 EUR (Preise einschließlich Mehrwertsteuer).

2204

Lütcke & Wulff OHG, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg
ZKZ 01160    Postvertriebsstück +2    


